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Sehr geehrter Herr Bäcker,

vielen Dank für Ihre Nachricht.
Wir im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) schätzen Ihre offenen Worte. Der
Gedankenaustausch mit Unternehmen und Bürgern, durch den bisher bereits eine Vielzahl von
Verbesserungen erreicht werden konnten, genießt in unserem Haus einen hohen Stellenwert. Dies
gilt ausdrücklich auch für kritische Kommentare.

Grundsätzlich gilt auch weiterhin, dass wir uns mit dem Klimaschutzgesetz verbindliche Ziele
gesetzt haben und dass wir dementsprechend mit konkreten Maßnahmen dafür sorgen müssen,
dass diese Ziele auch erreicht werden. In diesem Sinne hat der Ausbau der erneuerbaren Energien
aus unserer Sicht weiterhin klar Priorität und wir werden demzufolge an der Energiewende
festhalten!
Unser zukünftiger Energiemix wird dabei aus zahlreichen erneuerbaren Energieträgern bestehen.
Dazu gehören Photovoltaik, Windenergie, Geothermie, Wasserkraft und Biomasse (BioGas).
Durch diese Diversifizierung der Energieträger und einer Verteilung in der geografischen Fläche,
sowie zusätzlich hocheffizienten Gaskraftwerken (zukünftig H2-ready), internationalen
Kooperationen und natürlich auch Energieeffizienz („Energiesparen ist die beste Energiequelle“),
Netzausbau sowie Speichertechnologien (Grundlastfähigkeit) wird Deutschland in absehbarer Zeit
einen hohen Grad an Unabhängigkeit und Versorgungssicherheit erreichen und dies nahezu
klimaneutral.

Eine verlässliche und bezahlbare Energieversorgung ist ein zentraler Standortfaktor für die
deutsche Wirtschaft. Versorgungssicherheit und internationale Wettbewerbsfähigkeit dürfen bei der
Energiewende nicht aus dem Blick verloren werden. Auch für die Bürger ist bezahlbare Energie
wichtig.
Daher hat der Koalitionsvertrag eine ehrliche Bestandsaufnahme zur Energiewende vorgesehen.
Diese liegt mit dem Monitoringbericht seit Mitte September 2025 vor. Der Bericht zeigt, dass die
Energiewende erfolgreich sein kann. Gleichzeitig muss die Kosteneffizienz im Energiesystem
erhöht werden und die Finanzierung muss stärker beleuchtet werden. Hierfür haben die
Forschungsnehmenden Handlungsoptionen in einer Reihe von Themenfeldern aufgezeigt (u.a.
räumliche Steuerung, Flexibilitäten, Netzausbau, Netzplanung, Digitalisierung,
Wasserstoff-Hochlauf).
Die Maßnahmen zielen darauf, am Erneuerbaren-Ausbau und den Klimaschutzzielen festzuhalten.
Gleichzeitig soll die Kosteneffizienz zukünftig mehr beachtet werden – hier hat der
Monitoringbericht Lücken aufgezeigt. Die Maßnahmen werden aktuell im üblichen Verfahren
ausgearbeitet und abgestimmt. Wir rechnen mit Blick auf die einzelnen oben genannten
Maßnahmen mit einem hohen Entlastungspotenzial, bei gleichzeitigem Festhalten an der
Energiewende.

Die Bundesregierung hält am Ziel fest: Bis 2030 soll der Anteil des erzeugten Stroms am
Bruttostromverbrauch auf mindestens 80 Prozent gesteigert werden.
Auch an der Förderung Erneuerbarer Energien wird grundsätzlich festgehalten. Die Förderung der
Erneuerbaren wird dabei gleichzeitig kontinuierlich überprüft und reformiert, als Teil einer
verantwortlichen Förderpolitik des Bundes.
Exemplarisch lässt sich festhalten; Bei kleinen PV-Anlagen vollzieht die Preisentwicklung aktuell



eine rasante Entwicklung. Die Module und weitere Elemente (bspw. Speicher) werden immer
günstiger. Der große wirtschaftliche Vorteil von Dach-Solaranlagen liegt aus unserer Sicht heute
nicht mehr in der staatlichen Förderung, sondern im Eigenverbrauch, bei dem der Strom deutlich
günstiger ist, als wenn er vom Versorger bezogen wird, gerade in Kombination mit modernen und
immer günstiger werdenden Batteriespeichern. Das gilt insbesondere auch dann, wenn die Anlagen
ebenfalls für Wärmepumpen und E-Autos genutzt werden. All dies bestätigt auch die
Verbraucherzentrale.

Mit der Kraftwerksstrategie und dem anschließenden Kapazitätsmarkt erarbeiten wir ein
Gesamtpaket, das die Energieversorgung Deutschlands langfristig absichert.
Wir haben mit der EU-Kommission in zentralen Punkten eine deutliche Annäherung erreicht – und
die Eckpunkte hierzu wurden innerhalb der Koalition politisch geeint.
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2026/01/20260115
-grundsatzeinigung-mit-europaeischen-kommission-ueber-eckpunkte-der-kraftwerksstrategie.html

Ziel ist, die Bedarfe im Energiesystem zu füllen und die Lücke zu schließen, die durch den Ausstieg
aus Atom- und Kohlekraft entstanden ist. So schaffen wir die Grundlage für ein modernes,
klimaneutrales und zugleich verlässliches Stromsystem in den 2030er Jahren.

Klar ist: Für die Energiewende brauchen wir ein breites Fundament – moderne Gaskraftwerke, die
künftig auf Wasserstoff umgestellt werden können, leistungsfähige Speicher, flexible Kapazitäten
wie steuerbare Lasten und nachhaltige Biomasse. Nur durch dieses Zusammenspiel schaffen wir
es, Versorgungssicherheit und Klimaschutz dauerhaft miteinander zu verbinden.

Eine gesicherte Stromversorgung ist dabei auch die Grundlage für die Wettbewerbsfähigkeit
unserer Industrie. Die deutsche Industrie braucht planbare und stabile Energie, um zu investieren,
zu produzieren und Wertschöpfung im Land zu halten. Ein verlässliches Energiesystem stärkt
unsere industrielle Basis, sichert Arbeitsplätze und schafft Vertrauen in den Standort Deutschland.
Nur mit gesicherter Leistung kann unsere Wirtschaft die Transformation erfolgreich gestalten.

Gleichzeitig bleibt für uns zentral: Energie muss bezahlbar bleiben. Die Transformation unseres
Energiesystems darf die Bürger sowie die Unternehmen nicht überfordern. Mit der
Kraftwerksstrategie und dem Kapazitätsmarkt schaffen wir Rahmenbedingungen, die Investitionen
anreizen, Marktmechanismen stärken und damit langfristig stabile und faire Energiepreise
ermöglichen, und das technologieoffen.
Um es noch einmal zu verdeutlichen; Wir müssen handeln, um die sichere Versorgung mit Strom
auch in der Zukunft gewährleisten zu können. Und die dafür erforderlichen Investitionen kosten
Geld. Aber diesen Kosten steht auch ein Gegenwert gegenüber: die sichere Versorgung der Bürger
sowie der Wirtschaft mit Strom. Die Kosten des geplanten Strom-Versorgungssicherheits- und
Kapazitätengesetz (StromVKG) zur Umsetzung der so genannten Kraftwerksstrategie lassen sich
noch nicht abschließend beziffern. Es handelt sich um ein völlig neues Instrument. Dieses
Instrument ist technologieoffen ausgestaltet, d.h. alle Kapazitäten aus allen Technologieklassen
können daran teilnehmen, wenn sie die Ausschreibungsbedingungen erfüllen und einen Beitrag zur
Versorgungssicherheit leisten können.
Die Analysen zum Bedarf steuerbarer Kapazitäten kann dem Bericht zum Stand und zur
Entwicklung der Versorgungssicherheit im Bereich Elektrizität der Bundesnetzagentur entnommen
werden. Unter Berücksichtigung aktueller wissenschaftlicher Methoden werden dort Szenarien
analysiert, die einerseits den Ausbaupfad der Erneuerbaren Energien berücksichtigen, andererseits
deren Wetterabhängigkeit probabilistisch bewerten. Zu sehr ähnlichen Ergebnissen kommt das
European Resource Adequacy Assessment, das jährlich vom Verband europäischer Netzbetreiber
(ENTSO-E) veröffentlicht wird.
Die europarechtlichen Vorgaben sehen vor, dass Kapazitätsmechanismen wie das StromVKG über
eine Umlage von den Stromverbrauchern finanziert werden. Die Umlage soll mit dem Gesetz zum
Kapazitätsmarkt im Jahr 2027 eingeführt und ab 2031 erhoben werden.
Der Regierungsentwurf des StromVKG sieht vor, dass in den geplanten Ausschreibungen
bezuschlagte Kraftwerke bis zum Jahr 2045 klimaneutral betrieben werden müssen, sofern diese
eine Lieferperiode von 15 Jahren vereinbaren. Darüber hinaus müssen Gebote, denen ein



Gaskraftwerk zugrundeliegt, grundsätzlich für den Betrieb mit Wasserstoff vorbereitet sein. Dafür ist
ein Konzept bei Gebotsabgabe vorzulegen.

Aktuell verschaffen wir uns in Teilen noch einen Überblick, sind in intensiven Gesprächen auf allen
Ebenen und mit allen Beteiligten und werden dann schnellstmöglich erste Maßnahmen auf den
Weg bringen.
Novellierungen mehrerer Normen im Energiebereich stehen an, wie bspw. dem EEG und die
Erarbeitung einiger neuer Gesetze wie bspw. dem StromVKG.
Zahlreiche Details werden in den Gesetzgebungsverfahren noch geklärt. Wir wollen dem nicht
vorweggreifen und bitten daher um Nachsicht, dass unsere Antwort eher allgemeinen Charakter
hat.
Im Zusammenhang mit den anstehenden Konsultationen nehmen wir gerne Ihre Kritik, vor allem
aber Ihre Anregungen in die politische Diskussion auf. Seien Sie versichert, dass Ihre Argumente
nicht unbeachtet geblieben sind!
Wir werden diese in unsere Gespräche hinsichtlich einer Weiterentwicklung des aktuellen Rechts-
und Förderrahmens einfließen lassen.

Über den aktuellen Sachstand, sowie alle Entwicklungen halten wir Sie auf unserer Internetseite
www.bundeswirtschaftsministerium.de auf dem Laufenden.
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/FAQ/Energiewende/faq-zum-monitorin
gbericht-zur-energiewende-sept-2025.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dossier/klimaneutral-werden-wettbewe
rbsfaehig-bleiben.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dossier/soziale-marktwirtschaft-in-zeit
en-des-umbruchs.html

Mit freundlichen Grüßen
Ihr Team Bürgerdialog
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Der Schutz Ihrer Daten ist uns wichtig. Nähere Informationen zum Umgang mit
personenbezogenen Daten im BMWE können Sie der Datenschutzerklärung auf
www.bmwk.de/Datenschutzerklärung entnehmen.


